
„Das ist jetzt eine der grundlegenden Aufgaben der 
kommunistischen Parteien.“17)

Der Aufruf der kommunistischen Parteien, die Sou­
veränität ihrer Länder zu verteidigen, stimmt vollkom­
men mit den Grundlagen des Völkerrechts überein, 
denn das Souveränitätsprinzip ist das wichtigste Prin­
zip des Völkerrechts.

Die sowjetische Lehre vom Völkerrecht betrachtet das 
Souveränitätsprinzip als politisch-juristische Basis für 
die demokratische Zusammenarbeit der Völker. Die 
theoretischen Voraussetzungen dieses Leitsatzes haben 
ihren Ursprung bei Marx und Engels, die im Vorwort 
zur zweiten polnischen Ausgabe des „Kommunistischen 
Manifestes“ schrieben: „Ein aufrichtiges internationa­
les Zusammenwirken der europäischen Nationen ist nur 
möglich, wenn jede dieser Nationen im eigenen Hause 
vollkommen autonom ist.“18)

Das Souveränitätsprinzip wurde von der Sowjet­
diplomatie der „Methode der demokratischen Zu­
sammenarbeit“ (Molotow) der Völker zugrunde gelegt, 
der Methode, die auf der Entwicklung der politischen 
und wirtschaftlichen Beziehungen zwischen gleichbe­
rechtigten Staaten beruht, deren nationale Souveränität 
dabei nicht durch fremde Einmischung beeinträchtigt 
wird. Das Haupt der sowjetischen Delegation auf der 
Pariser Friedenskonferenz, W. M. Molotow, schätzte 
die Methode der demokratischen Zusammenarbeit fol­
gendermaßen ein. Er erklärte am 10. Oktober 1946:

„Es gibt im internationalen Leben zwei direkt entgegen­
gesetzte Methoden. Die eine Methode, die aus ver­
gangenen Zeiten allen hinlänglich bekannt ist, ist die 
Methode der Gewalt und der Herrschaft, die alle Druck­
mittel für gut hält. Die andere, freilich noch nicht ge­
nügend entwickelte Methode ist die Methode der demo­
kratischen Zusammenarbeit, die auf der Anerkennung des 
Grundsatzes der Gleichberechtigung und der legitimen 
Interessen aller Staaten, der großen wie der kleinen, 
beruht. Wir bezweifeln nicht, daß trotz aller Hindernisse 
die Methode der demokratischen Zusammenarbeit zwischen 
den Ländern zu guter Letzt siegen wird.“ I!))

Die Methode der demokratischen Zusammenarbeit hat 
gegenwärtig schon im internationalen Leben der 
UdSSR und der Länder der Volksdemokratie vollstän­
dig gesiegt; diesen Beziehungen liegt das Prinzip der 
souveränen Gleichheit der Partner zugrunde. Dank die­
sem Umstand ist die Souveränität der Länder der 
Volksdemokratie tatsächlich eine wirklich echte, reaie 
Souveränität. Die internationalen Rechtsbeziehungen 
zwischen der UdSSR und den Ländern der Volksdemo­
kratie sind der höchste, nämlich der sozialistische 
Typus der internationalen Rechtsbeziehungen,, die die 
Souveränität der Beteiligten festigen.

Die UdSSR und die Länder der Volksdemokratie 
sind Staaten sozialistischen Typus, und durch die Zu­
sammenarbeit untereinander schaffen sie einen quali­
tativ neuen, höheren Typus des Völkerrechts — das 
s o z i a l i s t i s c h e  V ö l k e r r e c h t .

Das sozialistische Völkerrecht ist ein Teil des Über­
baus über den Produktionsverhältnissen sozialistischen 
Typus, beruht auf den Prinzipien der sozialistischen, 
d. h. der garantierten Demokratie, bringt den Willen 
der Völker zum Frieden, zur Demokratie und zum So­
zialismus zum Ausdruck und entspricht ihren ureigen­
sten Interessen. Eines der Grundprinzipien des soziali­
stischen Völkerrechts ist das Prinzip der Volkssouverä­
nität, das Prinzip der Nichteinmischung in die inneren 
und äußeren Angelegenheiten der Völker. Die Zu­
sammenarbeit der beiden Systeme — des kapitalisti­
schen und des sozialistischen — kann sich gegenwärtig 
nur entwickeln, wenn in den gegenseitigen Beziehun­
gen das Prinzip der Gleichberechtigung der Partner 
eingehalten wird. Deswegen ist es klar, daß das Prinzip 
der staatlichen Souveränität das Grundprinzip der inter­
nationalen Rechtsbeziehungen zwischen Staaten ver­
schiedenen Typus ist, ohne das es kein Völkerrecht 
gibt und geben kann.

Wie die Totengräber der Souveränität sich auch be­
mühen mögen, das Prinzip der staatlichen Souveränität

17) s. Fußnote 5).
iS) K M a r x  u n d  F .  E n g e l s ,  Werke, 21. Bd.r Tell II,

S. 282 (russ.).
J8) w. M. M o l o t o w ,  Reden auf der Pariser Friedens­

konferenz, in „Fragen der Außenpolitik“, a. a. O. S. 236.

zu Grabe zu tragen, es 1st gegenwärtig im Ergebnis der 
Anstrengungen der Sowjetunion und unter dem 
Druck der Volksmassen offiziell von den Mitgliedsstaa­
ten der UN als eines der Grundprinzipien des Völker­
rechts anerkannt. Punkt 1, Art. 2 des Statuts der UN 
lautet: „Die Organisation ist auf dem Prinzip der
souveränen Gleichheit aller ihrer Mitglieder begrün­
det.“ Art. 78 des Statuts der UN verkündet nochmals 
das Souveränitätsprinzip als Grundlage der internatio­
nalen Beziehungen zwischen den Staaten; die Be­
ziehungen zwischen den Mitgliedern der UN, so sagt 
Art. 78, „müssen auf der Achtung des Prinzips der 
souveränen Gleichheit begründet sein“. Das Prinzip 
der staatlichen Souveränität, ausgedrückt in der Formel 
der „souveränen Gleichheit“ aller Mitglieder der UN, 
ist eine der „allgemeinen Grundlagen“ der „allgemei­
nen Prinzipien des Völkerrechts“. Das Statut des Inter­
nationalen Gerichtshofes verpflichtet diesen, die allge­
meinen Prinzipien des Völkerrechts anzuwenden, die 
von den zivilisierten Nationen als Q u e l l e n  des Völ­
kerrechts anerkannt sind (Art- 38. Punkt „S“). Somit ist 
das Prinzip der Souveränität* iS) * * * 20) eine der Hauptquellen 
(im juristischen Sinne) des Völkerrechts, ein „e'emen- 
tarer Begriff des Völkerrechts“ (Stalin), der das g l e i ­
c h e  Recht aller friedliebenden Staaten auf die g l e i ­
c h e  Souveränität bedeutet.

Deshalb muß das Prinzip der demokratischen Zu­
sammenarbeit zwischen den Staaten als Recht und 
Pflicht der Staaten verstanden werden, sich in ihren 
internationalen Beziehungen an die allgemeinen Prin­
zipien des demokratischen Völkerrechts und in erster 
Linie an das Prinzip der staatlichen Souveränität, an 
das Prinzip der Nichteinmischung,, des Verbots der 
Aggression, der unbedingten Erfüllung gleichberechtig­
ter internationaler Verträge u. a. zu halten.

Das Statut der UN verankert nicht nur das Souverä­
nitätsprinzip der Staaten sondern auch das P r i n z i p  
d e r  S e l b s t b e s t i m m u n g  d e r  N a t i o n e n .

Das Prinzip der Selbstbestimmung der Nationen ist 
ebenso wie das Prinzip der Souveränität geltendes 
Recht; es bringt den Willen der führenden Kräfte der 
Gesellschaft zur Freiheit und Unabhängigkeit zum Aus­
druck, es ist im Statut der UN verzeichnet und muß, 
gemäß dem Statut, mit der ganzen Macht der Organi­
sation der Vereinigten Nationen gewährleistet werden.

Zur Illustrierung der offiziellen Anerkennung dieses 
Prinzips einige Beispiele:

1. Die Präambel des Statuts der UN verkündet „.. . die 
Gleichaeit der Rechte der großen und kleinen Na­
tionen . . . "

2. Artikel 1, Punkt 2, verkündet als Ziel der UN: 
„freundschaftliche Beziehungen zwischen den Nationen 
auf der Grundlage der Achtung des Prinzips der Gleich­
berechtigung und Selbstbestimmung der Völker zu ent­
wickeln ..

3. Artikel 76, Punkt „C“, stellt als eine der grund­
legenden Aufgaben des Systems der Treuhänderschaft 
„eine fortschrittliche Entwicklung der Bevölkerung der 
unter Treuhänderschaft verwalteten Territorien zur 
Selbstverwaltung oder Unabhängigkeit, wie das für die 
spezifischen Verhältnisse jedes Gebietes und seines 
Volkes als geeignet erscheinen kann, und unter Beach­
tung de3 frei geäußerten Willens dieser Völker zu 
fördern“.

Somit erweitert das Statut der UN die Anwendungs­
sphäre des Souveränitätsprinzips, indem es alle fried­
liebenden Völker der Welt einschließt. Infolgedessen 
ist das Souveränitätsprinzip „eine der Hauptbedingun­
gen der inneren Freiheit für alle Völker, Nationen und 
Staaten“.

Hier hat die Lenin-Stalinsche Lehre vom Recht der 
Nationen auf Selbstbestimmung ihren günstigen Ein­
fluß ausgeübt und im positiven Völkerrecht ihre An­
erkennung gefunden.

Also ist das Prinzip der staatlichen Souveränität, das 
Prinzip der souveränen Gleichheit ein äußerst wichtiges 
Prinzip des Völkerrechts; es ist geltendes Recht und be­
deutet das R e c h t  d e r  V ö l k e r ,  N a t i o n e n  u n d  
S t a a t e n  a u f  S o u v e r ä n i t ä t .  Denn die Souverä­
nität ist „der Zustand der Unabhängigkeit der gege­
benen Staatsmacht von jeder anderen Macht sowohl

20) N'cht de Souveränität selbst, sondern das P r i n z i p  der 
Souverän.tät. Die Begriffsbestimmung der Souveränität s. wei­
ter unten — W. S.
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